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Verwaltungsreformgesetz: Gemeindetag verlangt Nachbesserung

Gemeinden wollen nicht für staatliche Aufgaben zahlen

Stuttgart. Nachbesserungen beim Verwaltungsreformgesetz verlangte das Präsidium des Gemeindetags heute. „Es muss sicher gestellt sein, dass die kreisangehörigen Städte und Gemeinden auch zukünftig nicht für staatliche Aufgaben zur Kasse gebeten werden,“ sagte Gemeindetagspräsident Otwin Brucker. „Wer nichts zu verbergen hat, kann seine Zahlen offenlegen.“ Eine transparente, vergleichbare Rechnungslegung der Kreise über Kosten der staatlichen Aufgaben und Erstattungen des Landes sei notwendig. Auf dieser Basis müsse den Kreistagen jährlich ein Effizienzbericht vorgelegt werden.

„Der Kostennachweis muss im Verwaltungsreformgesetz für alle einheitlich geregelt werden. Wer das verhindern will, erweckt unser Misstrauen,“ sagte Brucker. „Eine Pleite, wie nach der Sonderbehördeneingliederung 1994, für die angeblich niemand mehr die Kostenentwicklung nachvollziehen kann, darf es nicht mehr geben.“ Konkretisiert werden müsse die Nachweispflicht der Landkreise schon, um das Budgetrecht der Kreistage zu gewährleisten und um dem Landtag einen substanziellen Bericht über die Resultate der Verwaltungsreform geben zu können.

Zunehmende Konflikte zwischen Gemeinden und Landkreisen über ständig steigende Kreisumlagesätze erwartet der Gemeindetagspräsident. Darum müsse bereits jetzt fixiert werden, dass die Kosten für die Verwaltung staatlicher Aufgaben, wie vom Ministerpräsidenten zugesichert, nicht über die Kreisumlage finanziert werden.

Reform fortsetzen  -  Subsidiarität beachten

„Wir erwarten von der Landesregierung ein deutliches Signal, dass bald auch Städte und Gemeinden weitere Aufgaben bei vollem Kostenersatz bekommen,“ verlangte Brucker. „Beste Gelegenheit dazu wäre die Einbringung des Verwaltungsreformgesetzes im Landtag.“ Ebenso erwarte der Gemeindetag, dass die Landesregierung ihren Willen zu einem spürbaren Aufgabenabbau politisch verbindlich erklärt. Ohne diesen Schritt werde man das ehrgeizige Ziel einer 20-prozentigen ‚Effizienzrendite’ nicht erreichen.
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